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Zusammenfassung: Um die Klimaziele zu erreichen, haben viele OECD-Staaten ihre 
Bemühungen zur Dekarbonisierung ihrer Wirtschaften verstärkt. Dennoch besteht 
eine gravierende Umsetzungslücke, die durch den aktuellen klimapolitischen Back-
lash noch vergrößert wird. Ausgehend von der These eines entstehenden »Dekarbo-
nisierungsstaates« argumentieren wir, dass ein tieferes Verständnis des liberal-ka-
pitalistischen Staates und seiner Grundfunktionen dazu beitragen kann, diese Lücke 
zu erklären. Der Wandel hin zu einem Dekarbonisierungsstaat, so die These, gerät 
in Konflikt mit den Grundfunktionen des liberal-kapitalistischen Staates. Diese Ana-
lyse eröffnet auch transformative Fluchtpunkte und analytische Ansätze für künf-
tige Forschung.
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Structural Limitations of the Decarbonisation State
Abstract: To achieve net-zero climate targets, many OECD states have ramped up am-
bitions to decarbonize their economies. Nevertheless, there is a serious implementa-
tion gap, which is intensified by climate backsliding pressure. Based on the argument 
of an emerging »decarbonisation state«, we argue that a deeper understanding of the 
liberal capitalist state and its basic functions can help explain this gap. The trans-
formation to a decarbonisation state, however, challenges basic functions of the un-
derlying liberal capitalist state model. Our analysis implies analytical and normative 
avenues for future research.

Keywords: Climate Politics, Decarbonisation State, State Functions, State Theory, 
Transformation State

Angesichts der weithin anerkannten Dringlichkeit, den Klimawandel im 
Einklang mit den Zielen des Pariser Abkommens (Calvin u.a. 2023; UNEP 

2023) zu begrenzen, haben sich viele Staaten ehrgeizige Ziele zur Dekarbo-
nisierung ihrer Volkswirtschaften gesetzt. Doch sowohl der Weltklimarat 
(IPCC) als auch das Umweltprogramm der Vereinten Nationen weisen auf 
eine erhebliche Umsetzungslücke zwischen den proklamierten Klimazielen 
und den tatsächlichen politischen Maßnahmen hin: Letztere bleiben bislang 
unzureichend, um die Einhaltung kritischer Temperaturschwellenwerte si-
cherzustellen (UNEP 2024).

Wir argumentieren, dass diese Diskrepanz zwischen ehrgeizigen Zielen, 
politischen Maßnahmen und tatsächlichen Ergebnissen besser verstanden 
werden kann, wenn wir sie als Ausdruck der Widersprüche und strukturel-
len Grenzen eines neuen Typus des liberal-kapitalistischen Staates – des »De-
karbonisierungsstaates« – begreifen. Dafür unterschieden wir konzeptionell 
zwischen Umweltstaat und Dekarbonisierungsstaat, was es ermöglicht, Ver-
schiebungen in den Strategien des Staates zur Bearbeitung der ökologischen 
Krise zu erkennen. Bei beiden Staatstypen handelt es sich um historisch un-
terschiedliche sozial-ökologische »Gesichter« des liberal-kapitalistischen 
Staates (in Anlehnung an Hirsch/Roth 1986).

Für die Charakterisierung unterschiedlicher Staatstypen greifen wir – 
idealtypisch – auf das Avoid-Shift-Improve-Modell (zu Deutsch auch Vermei-
den, Verlagern, Verbessern) zurück. Dieses heuristische Schema stammt ur-
sprünglich aus der nachhaltigen Verkehrsplanung und wird seit einiger Zeit 
für die Bewertung von Klimaschutzmaßnahmen insgesamt weiterentwickelt 
(Creutzig u.a. 2024; Bongardt u.a. 2019). Avoid-Maßnahmen zielen darauf ab, 
Emissionen durch die Vermeidung von emissionsintensiven Produktions- und 
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Konsummustern als solche zu reduzieren (etwa sinkende Mobilitätsbedürf-
nisse durch angepasste Raumplanung). Shift-Maßnahmen fördern den Über-
gang zu emissionsarmen Praktiken oder Produktions- und Konsummustern 
(etwa die Umstellung auf erneuerbare Energien in der Wärme- und Strom-
erzeugung oder in der Ernährung von Fleisch auf pflanzliche Proteine; Sova-
cool u.a. 2025). Improve-Maßnahmen konzentrieren sich auf die Steigerung 
der Energie- und Materialeffizienz bestehender Technologien und Produk-
tionssysteme (etwa effizientere Verbrennungsmotoren). Wir argumentieren, 
dass der entstehende Dekarbonisierungsstaat sich dadurch auszeichnet, dass 
der Staat in der Bearbeitung der Klimakrise von einer Politik des »Verbes-
serns« (improve), die bis Mitte der 2010er-Jahre dominant war, zu einer Politik 
des »Verlagerns« (shift) übergeht. Avoid-Maßnahmen bleiben hingegen die 
Ausnahme und sind stark umstritten (Brad u.a. 2025; Zell-Ziegler u.a. 2021).

Dieser Strategiewechsel (von einer Politik des Verbesserns zu einer Politik 
des Verlagerns) untergräbt jedoch die Fähigkeit des liberal-kapitalistischen 
Staates, seine grundlegenden Funktionen zu erfüllen: nationale Sicherheit, 
Wirtschaftswachstum und Wettbewerbsfähigkeit zu sichern sowie möglichst 
wenig in privatkapitalistisches Handeln und den Alltag der Menschen ein-
zugreifen. Zugespitzt: Indem der liberal-kapitalistische Staat die Dekarboni-
sierung ernst nimmt, riskiert er, seine eigene Integrität zu untergraben und 
stößt somit an strukturelle Grenzen. Genau hier liegen die tieferliegenden 
Ursachen der vielbeschworenen »Umsetzungslücke«.

Um diese Lücke tatsächlich zu schließen, wären weitergehende Schritte 
von einer Politik des »Verlagerns« zu einer Politik des »Vermeidens« (avo-
id) notwendig, auch wenn dies angesichts der aktuell stärker werdenden Wi-
derstände gegen Klimapolitik in weiter Ferne liegt. Konkret würde dies be-
deuten, dass der Fokus staatlicher Aktivität vor allem darauf liegen müsste, 
den Energieverbrauch und Materialdurchfluss zu reduzieren, anstatt bloß 
auf einer Umstellung der Energiebasis auf Erneuerbare zu setzen. Durch eine 
solche Radikalisierung staatlicher Klimapolitik würde der liberal-kapitalisti-
sche Staat allerdings ebenfalls – und wohl noch wesentlich stärker – an Gren-
zen stoßen. Die vorherrschenden Staatsfunktionen (Wachstum, Legitimität 
und Sicherheit) gerieten weiter unter Druck. Eine umfassende Dekarbonisie-
rung liberal-kapitalistischer Gesellschaften würde daher eine grundlegende 
Transformation des Staates selbst erfordern – hin zu dem, was wir tentativ 
als »Transformationsstaat« bezeichnen.

Der Artikel gliedert sich wie folgt: Zunächst zeichnen wir die Entstehung 
des Dekarbonisierungsstaates und seine Entwicklung aus dem Umweltstaat 
heraus nach. Bei beiden handelt es sich um spezifische Formen liberal-kapi-
talistischer Staatlichkeit. Anschließend skizzieren wir die Konturen des De-
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karbonisierungsstaates, indem wir das Konzept der Staatsfunktionen mit den 
Kategorien von Avoid, Shift und Improve analytisch verknüpfen. Dies ermöglicht 
es uns, zu zeigen, wie die Fokussierung auf Shift-Maßnahmen erhebliche funk-
tionale Spannungen erzeugt und an strukturelle Grenzen der Dekarbonisierung 
stößt. Dies versuchen wir, entlang empirischer Beispiele zu plausibilisieren. 
Abschließend skizzieren wir einige Fragen, die uns mit Blick auf die zukünftige 
Rolle des Staates in der Bearbeitung der Klimakrise als relevant erscheinen.

Vom Umweltstaat zum Dekarbonisierungsstaat

Laut der politikwissenschaftlichen Literatur hat sich in den westlichen Län-
dern seit den 1970er-Jahren ein Umweltstaat als Weiterentwicklung des von 
fossilen Brennstoffen abhängigen klassisch-fordistischen Wohlfahrtsstaates 
herausgebildet. Dieser Typus des Staates zeichnet sich dadurch aus, dass Um-
weltschutz zu einem wesentlichen Bestandteil staatlichen Handels aufstieg 
und durch spezialisierte Apparate wie Umweltministerien und -behörden 
verfolgt wurde (Duit u.a. 2016; Gough 2016). Der Umweltstaat adressierte 
Umweltprobleme durch eine inkrementelle ökologische Modernisierung der 
wirtschaftlichen und politischen Institutionen. Im Vordergrund stand dabei 
die Verbesserung (improve) bestehender Technologien, mithin die Steigerung 
der Ressourceneffizienz. Das bedeutet, dass der gleiche Output mit geringe-
rem Energie- und Materialeinsatz erzielt werden soll, etwa wenn der Arbeits-
weg mit einem sparsameren Verbrenner-Auto bestritten wird.

Der Umweltstaat konzentrierte sich hierbei jedoch auf Maßnahmen, die 
mit den wichtigsten liberal-kapitalistischen Staatsfunktionen in Einklang 
gebracht werden konnten: Die ökologische Modernisierung kam dem kon-
tinuierlichen Streben nach Wirtschaftswachstum entgegen, da sie Innova-
tionen hervorbrachte und neue Felder der Kapitalakkumulation eröffnete. 
Die Bereitstellung einer sauberen und gesunden Umwelt bei gleichzeitiger 
Vermeidung übermäßiger Belastungen für die Bevölkerung förderte die Le-
gitimität staatlichen Handelns. Da der Umweltstaat zudem weder die fossile 
Energiebasis noch die Externalisierung der negativen Voraussetzungen und 
Folgen des Wirtschaftens infrage stellte, gerieten umweltpolitische Maßnah-
men nicht in Konflikt mit dem Ziel, die politische und wirtschaftliche Stel-
lung des Staates auf internationaler Ebene abzusichern. Insofern bearbeite-
te der Umweltstaat viele Umweltprobleme – vorwiegend in seinem Inneren 
–hochgradig selektiv. Die strukturelle Abhängigkeit des Staates von fossilen 
Brennstoffen blieb bestehen. An der Bearbeitung der ökologischen Krise in 
ihrer globalen Dimension – von der Klimakrise bis zum Verlust der biologi-
schen Vielfalt – ist der Umweltstaat gescheitert (Hausknost 2020).
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Infolge des Pariser Klimaabkommens bildete sich jedoch – so unsere The-
se – in den westlichen Gesellschaften Ansätze eines neuen Typus des Staates 
heraus: der Dekarbonisierungsstaat. Er zeichnet sich wesentlich dadurch aus, 
dass er den Übergang von fossilen zu erneuerbaren Energien bzw. die Dekar-
bonisierung als zentrales Ziel in den funktionalen Kern des Staates aufnimmt. 
Wenngleich Improve-Maßnahmen fortbestehen, kommt es zu weitreichenden 
Veränderungen. Insbesondere greift der Staat verstärkt in die Ökonomie und 
den Alltag ein, um Treibhausgasemissionen zu reduzieren. Und zwar dort, 
wo er erneuerbare Energie selektiv fördert und fossile Energien und damit 
verbundene Technologien (wenn auch nur zaghaft) gezielt abwickelt.

Der Dekarbonisierungsstaat fußt auf einem doppelten Versprechen: Einer-
seits verspricht er, staatliche Kernfunktionen durch »grünes Wachstum« zu 
erfüllen, und dies sogar besser als durch fossiles Wachstum. Die postulierte 
Entkopplung der Treibhausgasemissionen und des Ressourcenverbrauchs 
vom Wirtschaftswachstum ermögliche es, die Klimakrise effektiv zu be-
arbeiten und zugleich Wachstumspotenziale auszuschöpfen. Andererseits 
verspricht der Dekarbonisierungsstaat die Sicherung der globalen Wettbe-
werbsfähigkeit und der Technologieführerschaft durch die gezielte Förde-
rung grüner Technologien und der damit verbundenen Infrastrukturen in 
der Weltmarktkonkurrenz.

Diese Strategie spiegelt sich in politischen Projekten wie dem Europäischen 
Grünen Deal von 2019 (Haas/Jürgens 2021), dem US-amerikanischen Inflation 
Reduction Act und im Net Zero Industry Act der EU von 2024 wider, die auf die 
Förderung von insbesondere Wind- und Solarenergie, Batterietechnologie, 
Wasserstoffinfrastruktur sowie Carbon Capture and Storage (CCS) abzielen. 
Darüber hinaus kommen Technologieverbote (etwa für Verbrennungsmoto-
ren oder fossile Heizsysteme), Ausstiegspläne (etwa für Kohle) und interven-
tionistische industriepolitische Maßnahmen zum Tragen, um den Übergang 
von fossilen Brennstoffen zu erneuerbaren Energien zu beschleunigen. Dies 
alles geschieht mit dem Versprechen, Wirtschaftswachstum und internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit zu stärken (Trencher u.a. 2022; Hildingsson u.a. 
2019). Während marktbasierte Instrumente wie die CO2-Bepreisung lange als 
Universalschlüssel zur Bearbeitung der Klimakrise galten, werden diese nun 
durch regulatorische Maßnahmen ergänzt (Stechemesser u.a. 2024; Abels/
Bieling 2022; Rosenbloom u.a. 2020).

Doch die Dekarbonisierung stößt auf Widerstand: Einerseits von Kapital-
seite sowie rechten und konservativen politischen Kräften, die Klimapolitik 
behindern, um den Status quo der Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen 
aufrechtzuerhalten (Brad/Schneider 2023). Andererseits aber auch in rele-
vanten Teilen der Gesellschaft, die sich bevormundet und in ihrer Wahlfrei-
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heit eingeschränkt fühlen, beispielsweise in Bezug auf Mobilitätsoptionen. 
In Zeiten von Inflation werden zudem Stimmen laut, die Anstoß an höheren 
Kosten nehmen (durch CO2-Bepreisung oder für die Anschaffung von Wär-
mepumpen). Ohne begleitende soziale und regulatorische Maßnahmen kann 
die Weitergabe der Kosten der Dekarbonisierung zu einem spürbaren Anstieg 
der Lebenshaltungskosten führen und damit die gesellschaftliche Akzeptanz 
der Dekarbonisierung untergraben.

Wir argumentieren, dass diese heftigen politischen und gesellschaftli-
chen Widerstände nicht nur eine Folge politischen Versagens, Widerstand in 
der Bevölkerung oder der Macht der Kapitalseite sind. Sie sind auch Resultat 
wachsender Spannungen zwischen den Strategien des Dekarbonisierungs-
staates und den zentralen Funktionen des liberalen kapitalistischen Staates. 
Mit anderen Worten: Der Dekarbonisierungsstaat verfehlt sein selbst gesteck-
tes Ziel einer raschen Dekarbonisierung, weil dieses Ziel zentrale staatliche 
Funktionen unterminiert.

Funktionen des liberal-kapitalistischen Staates

Ausgehend von historisch-institutionalistischen und historisch-materialisti-
schen Staatstheorien betrachten wir drei Kernfunktionen als entscheidend 
für liberal-kapitalistische Staaten. Die historische Herausbildung dieser Funk-
tionen, wie der liberal-kapitalistische Staat selbst, war eng mit der Nutzung 
fossiler Brennstoffe verzahnt (Pichler 2023; Mitchell 2013).

Erstens erfüllt der Staat eine Wachstumsfunktion: Die kontinuierliche Stei-
gerung kapitalistischer Akkumulation sichert die eigenen Existenzgrundla-
gen des liberal-kapitalistischen Staates, entspricht aber auch den wirtschaft-
lichen Interessen dominanter sozialer Kräfte. Diese Funktion ermöglicht 
privatkapitalistische Akkumulation und Profitsteigerung, was zu einem ge-
samtwirtschaftlichen Wachstum führt. Die daraus entstehenden Steuerein-
nahmen bilden die finanzielle Grundlage für weitere staatliche Funktionen, 
einschließlich der Sicherung staatlicher Legitimität durch einen funktionie-
renden Wohlfahrtstaat und sozialpolitische Verteilungsspielräume. Die Un-
terstützung der Bevölkerung für Regierungen hängt dementsprechend maß-
geblich davon ab, ob es gelingt, Wirtschaftswachstum zu fördern, wachsende 
Staatseinnahmen zu generieren und zu verteilen und (wirtschaftliche und 
andere) Krisen zu adressieren. Dekarbonisierung kann jedoch – zumindest 
vorübergehend – Kapitalakkumulation behindern und das Wirtschaftswachs-
tum schwächen, insbesondere wenn damit verbundene Strategien auf den 
Ausstieg aus emissionsintensiven, aber profitablen und arbeitskraftintensi-
ven Industrien abzielen (Parrique u.a. 2019; Hickel/Kallis 2019).
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Zweitens sichert der liberal-kapitalistische Staat die Legitimität der be-
stehenden Gesellschaftsordnung durch Sozialleistungen und bürgerliche 
Grundrechte, aber auch durch einen Mechanismus, den wir, der Theorie der 
»passiven Legitimität« von Daniel Hausknost (2023) folgend, als black-boxing 
bezeichnen (Legitimationsfunktion). Der Begriff des black-boxing benennt 
den Sachverhalt der in liberal-kapitalistischen Gesellschaften verbreiteten 
Fiktion, der Staat verwalte lediglich partiell eine ihm äußerliche Realität, 
die sich scheinbar unabhängig – insbesondere durch Marktkräfte – vollzieht. 
Der Staat erscheint somit nicht als Urheber der gesellschaftlichen Wirklich-
keit (etwa von Preisen und anderen limitierenden Alltagsphänomenen), er 
reagiert vielmehr selektiv auf einzelne als objektiv wahrgenommene Prob-
leme und Krisen (etwa Arbeitslosigkeit), während viele gesellschaftliche Re-
alitätsebenen entpolitisiert bleiben. Der liberal-kapitalistische Staat gene-
riert einen Teil seiner Legitimität somit aus seiner funktionalen Reaktivität: 
Er stellt sich auf die Seite der Bürger*innen in der demokratischen Fiktion, 
dass parlamentarische Politik ein geteilter Blick auf und ein gemeinsames 
Verhandeln von probaten Reaktionen auf eine von außen gegebene Wirk-
lichkeit sei. Doch Politiken, die auf eine weitreichende Dekarbonisierung 
der Wirtschaft abzielen, erfordern zwangsläufig tiefe und als unangenehm 
empfundene staatliche Eingriffe in eine Vielzahl gesellschaftlicher Bereiche, 
die nicht bloß als Reaktion auf eine objektive Außenwirklichkeit erscheinen 
können. Dies untergräbt die Legitimitätsserzeugung durch black-boxing, da 
der Staat nun aktiv die Urheberschaft größerer Wirklichkeitsanteile auf sich 
nimmt, die zuvor als »privat«, »naturwüchsig« oder »marktbestimmt« gal-
ten. Dies ist eine Rolle, die der Staat historisch eher in Phasen des (Wieder-)
Aufbaus und der materiellen Expansion einnahm (etwa in den Nachkriegs-
jahrzehnten), in Phasen also, in denen er die Urheberschaft von Wachstum, 
Beschäftigung und Aufschwung für sich beanspruchen konnte.

Drittens fassen wir als zentrale Sicherheitsfunktionen des liberal-kapita-
listischen Staates die Gewährleistung der nationalen Souveränität gegenüber 
externen politischen und militärischen Bedrohungen sowie die Aufrechter-
haltung und Stärkung der nationalen wirtschaftlichen Wettbewerbsfähig-
keit. Staaten und die sie tragenden sozialen Kräfte sind bestrebt, ihre relati-
ve Position in der internationalen Ordnung durch politische, wirtschaftliche 
und militärische Macht zu behaupten und zu steigern (Ripsman/Paul 2005). 
Um in der Weltmarktkonkurrenz und geopolitischen Rivalität bestehen zu 
können, muss der Staat Rahmenbedingungen schaffen, die Kapitalakkumu-
lation und Wirtschaftswachstum fördern und die internationale Wettbe-
werbsposition stärken, beispielsweise durch die Sicherung des Rohstoffzu-
gangs oder Handelsabkommen. Dekarbonisierung kann die Gewährleistung 
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der Sicherheitsfunktion beeinträchtigen, weil sie zumindest vorübergehend 
sowohl die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit als auch militärische Kapazi-
täten verringern könnte.

Die drei skizzierten staatlichen Funktionen sind eng miteinander ver-
schränkt. Eine zentrale Dimension, auf der alle drei beruhen, ist – neben der 
strukturellen Abhängigkeit von fossilen Energieträgern – die Fähigkeit des 
Staates, negative Konsequenzen der eigenen Lebens- und Produktionswei-
se zu externalisieren sowie Arbeitskraft und Ressourcen von »andernorts« 
anzueignen. Dies ermöglicht eine »imperiale Lebensweise« (Brand/Wissen 
2017), die auf prekären Arbeitsverhältnissen, Ungleichheit, Ausbeutung und 
Umweltzerstörung in anderen Weltregionen basiert (Zografos/Robbins 2020). 
Die umkämpfte Aneignung natürlicher Ressourcen im Globalen Süden und 
die damit verbundenen Grenzen des liberalen-kapitalistischen Staates in der 
Bearbeitung der Klimakrise wurden in polit-ökologischen Arbeiten vielfach 
herausgearbeitet (Simon u.a. 2024; Hickel u.a. 2022).

Strukturelle Grenzen des Dekarbonisierungsstaates

Durch die Dekarbonisierung stoßen die skizzierten Staatsfunktionen an spe-
zifische Grenzen, die sich ausgehend von unseren theoretischen Annahmen 
anhand aktueller politischer Entwicklungen rekonstruieren lassen. Auch 
wenn diese Grenzen eng mit einzelnen Staatsfunktionen verbunden sind, 
spiegeln sie diese nicht eins zu eins wider.

Profite und Staatseinnahmen aus fossiler Akkumulation sind bedroht
Der Staat ist auf Steuereinnahmen aus fossilen Sektoren angewiesen, um Löhne 
im öffentlichen Dienst sowie wichtige staatliche Aufgaben wie Infrastruktur 
und Sozialleistungen zu finanzieren. Bestehende technologische Pfadabhän-
gigkeiten und damit verbundene Wettbewerbsvorteile führen dazu, dass De-
karbonisierung sowohl Beschäftigung als auch Profite in Schlüsselindustrien 
bedroht, insbesondere in der fossilen Energiewirtschaft sowie in der petro-
chemischen und Automobilindustrie. Demnach stoßen die Maßnahmen des 
Dekarbonisierungsstaates in diesen Branchen auf erheblichen Widerstand, 
zumal deren Interessen historisch stark in staatliche Strukturen eingela-
gert sind. Besonders intensiv ist dieser Widerstand auch deshalb, weil diese 
Sektoren unter den derzeitigen sozioökonomischen Bedingungen nach wie 
vor hochprofitabel sind und Wirtschaftswachstum antreiben (Christophers 
2021). Der Ausstieg aus den fossilen Brennstoffen ist daher ungleich schwie-
riger und umkämpfter als zum Beispiel der Ausstieg aus Fluorchlorkohlen-
wasserstoff (FCKW) im Kontext des Montrealer Protokolls, das 1989 in Kraft 
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trat (Trencher u.a. 2022; Rinscheid u.a. 2021). Die Dekarbonisierung bedroht 
so die materielle Grundlage des Staates, indem sie profitable fossile Indust-
rien und einzelne Sektoren und damit staatliche Einnahmen aus Unterneh-
mens- und Einkommenssteuern schwächt.

Zwar ließe sich einwenden, dass vielen Branchen, die traditionell eng mit 
fossilen Energieträgern verbunden sind, wie die Automobilbranche oder der 
Maschinenbau, eine Vielzahl von Technologiepfaden zur Dekarbonisierung 
offensteht (Kupzok/Nahm 2024). Doch während einige Unternehmen in die-
sen Branchen durch frühzeitige Investitionen in Dekarbonisierung tatsäch-
lich »grüne« Wettbewerbsvorteile erzielen können, sehen andere aufgrund 
ihrer etablierten Geschäftsmodelle und Investitionen das Risiko, bestehen-
de Wettbewerbsvorteile zu verlieren (wie die Technologieführerschaft beim 
Verbrennungsmotor) – und lehnen eine Abkehr von fossilen Energieträgern 
daher ab. Oftmals ist dies verbunden mit dem Argument, der großflächige 
Einsatz von Carbon Capture and Storage-Technologien zur Abscheidung und 
-Speicherung von CO2 könnte einen verzögerten und eingeschränkten Aus-
stieg aus fossilen Energien rechtfertigen – und somit die Entwertung fossilen 
Kapitals aufschieben (Brad/Schneider 2023; Carton u.a. 2023).

Legitimität und staatliche Leistungsfähigkeit werden beeinträchtigt
Die Legitimität des liberal-kapitalistischen Staates basiert grundlegend 
auf seiner Wahrnehmung, dass er gute Lebensbedingungen gewährleis-
tet. Diese Legitimationsfunktion wurde bislang vor allem durch materielle 
und wirtschaftliche Verbesserungen (etwa technologischer, sanitärer und 
medizinischer Fortschritt, Einkommenswachstum) und – in den letzten 
Jahrzehnten – auch durch die selektive Bearbeitung von Umweltproble-
men erreicht. Hierbei war staatliche Legitimation eng mit der Wachstums-
funktion verbunden.

Der Dekarbonisierungsstaat gefährdet jedoch diese Beziehung, da viele 
dieser Verbesserungen auf der Verfügbarkeit billiger fossiler Energie beruh-
ten (Pirani 2018). Zugleich schränken die Folgen der Klimakrise wie schwe-
re Überschwemmungen, Dürren und Brände zunehmend die Fähigkeit des 
Staates ein, die Lebensbedingungen relevanter Bevölkerungsteile kontinu-
ierlich zu verbessern, was die Legitimationsfunktion weiter zu untergraben 
droht. Darüber hinaus beruht die Legitimität des Staates – wie oben aus-
geführt – entscheidend auf seiner Fähigkeit, seine Verantwortung und Ur-
heberschaft für die soziale Realität als Ganzes zu begrenzen (black-boxing; 
Hausknost 2023). Preissteigerungen oder Versorgungsengpässe werden eher 
akzeptiert, wenn sie als marktgetrieben und somit als dinghafte »Fakten« 
erscheinen, während es zu massiven Protesten kommen kann, wenn sie als 
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Effekt eines politischen Willens wahrgenommen werden (Hausknost 2025). 
Die Politik der Dekarbonisierung erfordert jedoch tiefgreifendere Eingriffe 
in wirtschaftliche Strukturen, Prozesse und das Alltagsleben. Dies öffnet zu-
mindest teilweise die Blackbox marktgetriebener ökonomischer Realität und 
macht den Staat als Urheber wirtschaftlicher Veränderungen sichtbar – etwa 
bei der Beschränkung von Konsumentscheidungen. Das schwächt tendenziell 
seine Legitimationsfunktion.

Die Externalisierung von Umwelt- und Arbeitskosten ist umkämpft
Der wachstumsgetriebene Dekarbonisierungsstaat, basierend auf der Prä-
misse eines fortgesetzten Wirtschaftswachstums, bleibt ressourcenintensiv, 
insbesondere hinsichtlich der Nachfrage nach Mineralien und Metallen. De-
ren Gewinnung sowie die notwendige Infrastruktur zu deren Erschließung, 
Verarbeitung und Vermarktung hängen derzeit immer noch stark von fossi-
len Brennstoffen ab. Darüber hinaus beruht die Dekarbonisierung weiterhin 
auf der Externalisierung von Umwelt- und Arbeitskosten (Lèbre u.a. 2020; 
Brand/Wissen 2017). Dies führt einerseits zu einer Intensivierung und Aus-
weitung des globalen Ressourcenextraktivismus, insbesondere bei Rohstoffen 
wie Lithium, Kobalt, Nickel und seltenen Erden (Owen u.a. 2022). Angesichts 
der asymmetrischen Nord-Süd-Beziehungen und ihrer häufig gewaltsamen 
Folgen in rohstoffreichen Regionen wird dies in der Literatur als »grüner Ex-
traktivismus« oder »grüner Kolonialismus« bezeichnet (Andreucci u.a. 2023; 
EJOLT o.J.). Andererseits erhöhen der Wettbewerb mit wirtschaftlich aufstre-
benden Ländern und der Aufstieg ihrer Mittelschichten die Nachfrage nach 
Ressourcen und Energie, wodurch der Zugang zu Räumen der Externalisie-
rung zunehmend umkämpft ist. Zudem werden Exportkontrolle von kriti-
schen Rohstoffen vermehrt geopolitisch eingesetzt. Als Reaktion auf diese 
geopolitischen Spannungen versuchen westliche Staaten selektiv, ehemals 
externalisierte Extraktions- und Produktionsprozesse wieder ins eigene Ho-
heitsgebiet zu holen (etwa Bergbauaktivitäten, Raffinierung). Dieses »Onsho-
ring« löst jedoch neue Peripherisierungsprozesse und Konflikte im Globalen 
Norden aus (Dorn u.a. 2022).

Diese Dynamiken gefährden die Wachstumsfunktion des Staates, wenn 
durch sie der Zugriff auf billige Arbeitskraft und Natur untergraben wird und 
somit die Extraktions- und Produktionskosten im Globalen Norden steigen. 
Die Legitimationsfunktion gerät unter Druck, wenn Bergbauprojekte in ka-
pitalistischen Zentren auf Ablehnung stoßen und nur mithilfe autoritärer 
oder gar repressiver Mittel durchgesetzt werden. Die Sicherheitsfunktion 
wird derweil durch zunehmende Ressourcenkonflikte und einen drohenden 
Verlust nationaler Wettbewerbsfähigkeit herausgefordert.
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Die globale politische und wirtschaftliche Ordnung gerät ins Wanken
Die Strategien und real stattfindenden Prozesse des Übergangs von einer fossi-
len zu einer dekarbonisierten Weltwirtschaft stellen einen destabilisierenden 
Faktor in der aktuellen politischen und wirtschaftlichen Weltordnung dar. Die-
ser Wandel konfiguriert Machtkonstellationen und Hierarchien neu und bringt 
klare Gewinner und Verlierer hervor (Lang u.a. 2024; Vakulchuk u.a. 2020). In 
der Literatur werden Begriffe wie »Grüner Krieg« (Cheng u.a. 2025; Post/Le Bil-
lon 2024) und »öko-imperiale Spannungen« (Post/Le Billon 2024) verwendet, 
um die Konflikte um Rohstoffe und Technologien zu charakterisieren, die für 
die Dekarbonisierung essenziell sind (Brand/Wissen 2024; Staritz u.a. 2024).

Angesichts der materiellen Anforderungen der Dekarbonisierungstech-
nologien verschärfen sich die geopolitischen Rivalitäten um den Zugang zu 
Ressourcen. Dieser globale Wettbewerb manifestiert sich vor allem in der 
Handels- und Industriepolitik, wobei ökonomische Vorteile zunehmend mit 
militärischen und geopolitischen Überlegungen verflochten sind. Staaten 
streben aggressiv nach territorialer und marktlicher Kontrolle über Liefer-
ketten für »grüne« Industrien und damit verbundenen strategischen Gütern 
und Infrastrukturen (Babić/Mertens 2025; Riofrancos 2023). Insbesondere 
Chinas dominante Position in den Lieferketten für erneuerbare Energien 
wird in westlichen Staaten zunehmend als strategische Verwundbarkeit und 
Frage nationaler Sicherheit betrachtet. Gleichzeitig verschärfen auch fossile 
Widerstände gegen globale Dekarbonisierungsbestrebungen bestehende geo-
politische Konflikte. Exemplarisch zeigt sich dies in der Rekarbonisierungs-
agenda der Trump-Administration, die darauf zielt, die Nachfrage nach chi-
nesischer grüner Technologie zu schwächen und zentrale Handelspartner 
– insbesondere die EU – an eine fossile, nach wie vor stark unter US-ameri-
kanischer Kontrolle stehende Energiebasis zu binden.

Diese Konflikte um globale politische und wirtschaftliche Dominanz dro-
hen zunehmend in Handelskriegen, militärischen Auseinandersetzungen und 
Sabotageakte zu eskalieren. Letztlich erzeugt diese globale Unordnung eine 
Dynamik der Militarisierung und Aufrüstung (SIPRI o.J.). Während Russlands 
Krieg gegen die Ukraine in der EU zunächst zu staatlich getriebenen Inves-
titionen in die Dekarbonisierung im Namen der Energiesicherheit führte, 
werden Dekarbonisierungsmaßnahmen durch den aktuellen Aufrüstungs-
trend und die Rekarbonisierungsstrategie der Trump-Administration in den 
Hintergrund gedrängt. Dies führt zu einer problematischen Rückkopplung: 
Geopolitische Rivalitäten und eskalierende Handelskonflikte gefährden die 
Dekarbonisierungsbemühungen zusätzlich, die derzeit in hohem Maße von 
funktionierenden globalen Lieferketten für grüne Technologien, insbeson-
dere mit China, abhängig sind (Belcher u.a. 2020).
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Aktuelle Erscheinungsformen der strukturellen Grenzen

Während die Dekarbonisierung etwa im Bereich Energiepolitik einzelne Er-
folge verzeichnen kann (Block u.a. 2025), stoßen Versuche, den Umstieg auf 
Elektrofahrzeuge durch Flottenemissionsziele, Verkaufsquoten für batterie-
elektrische Fahrzeuge und Ausstiegsdaten für Verbrenner-Autos in der EU 
und Großbritannien zu fördern, auf massiven Widerstand der Automobilin-
dustrie und ihrer Verbände. Dafür lassen sich vier strukturelle Begrenzun-
gen identifizieren. Erstens werden auf politischer Ebene Maßnahmen zurück-
genommen oder abgeschwächt – insbesondere getrieben von der Angst vor 
schrumpfenden Gewinnen und Arbeitsplatzverlusten in der europäischen 
Automobilindustrie (Plehwe u.a. 2024). Gleichzeitig stoßen staatliche Inter-
ventionen zur Förderung der Dekarbonisierung auch auf heftigen Widerstand 
in der Bevölkerung. Die Gelbwesten-Proteste in Frankreich als Reaktion auf 
die CO2-Besteuerung und die ungleiche Verteilung von Dekarbonisierungs-
kosten sind ein emblematisches Beispiel (Schaupp 2021; Haas/Sander 2019). 
Sie zeigen sich aber auch in der rechtspopulistischen Mobilisierung gegen das 
deutsche Heizungsgesetz, basierend auf der Erzählung, dass Vorgaben zum 
Ersatz fossiler Heizsysteme einer »Enteignung durch die Hintertür« gleich-
kämen (durch Entwertung privat genutzter Immobilien; Haas u.a. 2025). In 
beiden Fällen wurden die Proteste zweitens von der Wahrnehmung befeuert, 
dass Dekarbonisierungspolitik die Preise für fossile Energie bzw. Immobi-
lien ungerecht beeinflusse, wodurch die Blackbox scheinbar marktbasierter 
Preisbildung geöffnet und der Staat für negative Auswirkungen auf den Le-
bensstandard verantwortlich gemacht wurde. Angesichts der weit verbrei-
teten Ablehnung von CO2-Bepreisungssystemen, die der Gesellschaft klar 
sichtbare Kosten auferlegen, während der Nutzen diffus bleibt (Meckling/
Karplus 2023; Ergen/Schmitz 2025), wurden solche Initiativen auf subnatio-
naler Ebene in Kanada (Raymond 2020) und auf nationaler Ebene in Austra-
lien (Crowley 2017) bereits rückabgewickelt.

Unterdessen erschwert drittens die Ressourcenintensität der Dekarboni-
sierung etablierte Muster und Strategien der Externalisierung für den De-
karbonisierungsstaat, insbesondere angesichts zunehmender geopolitischer 
Rivalitäten. So schränkt China beispielsweise durch Exportbeschränkungen 
für mehrere Rohstoffe (wie seltene Erden, Germanium und Gallium) den Zu-
gang zu Rohstoffen ein, die für erneuerbare Energien von entscheidender Be-
deutung sind. Ähnlich verhält es sich mit Strategien rohstoffexportierender 
Länder, die sich unter dem Begriff Ressourcennationalismus sammeln lassen. 
Solche sind etwa in Indonesien zu beobachten, wo Exportbeschränkungen 
für unverarbeitetes Nickel eingeführt wurden, um nationale Ressourcen zu 
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kontrollieren und Investitionen in den Industriesektor zu lenken (Caramento 
u.a. 2023; Wijaya/Sinclair 2025). Komplementäre Strategien des »Reshoring« 
in (Semi-)Peripherien des Globalen Nordens, etwa Lithiumabbau in Spanien 
und Serbien, stoßen auf massiven Widerstand und stellen die Durchführbar-
keit der Projekte infrage (Noever Castelos 2023; Tiedemann 2024).

Darüber hinaus kann viertens die Dekarbonisierung geopolitische Kon-
flikte schüren, da Staaten, deren geopolitischer Einfluss traditionell auf fos-
silen Brennstoffen beruhte, versuchen, den Rückgang ihres Einflusses mit 
mehr oder weniger aggressiven Mitteln aufzuhalten – aktuell insbesondere 
die USA –, was wiederum die Dekarbonisierung zu unterminieren droht. Vor 
dem Hintergrund wachsender geopolitischer Rivalität wurden in Deutsch-
land unter der Regierung Merz die Regeln zur Staatsverschuldung gelockert, 
wobei die Ausgaben für die kohlenstoffintensive Aufrüstung die Investitio-
nen in die Dekarbonisierung um das Fünffache übersteigen (Lunday/von der 
Burchard 2025). Gleichzeitig erschwert die wirtschaftliche Entkopplung zwi-
schen China und den USA – deren Konflikt durch mehrere Zollinitiativen der 
zweiten Trump-Regierung weiter verschärft wurde – den Zugang zu Techno-
logien für die Dekarbonisierung wie Windkraftanlagen, Solarzellen und Li-
thium-Ionen-Batterien, die derzeit überwiegend in China hergestellt werden. 
Dies wiegt umso schwerer, als die USA ihre wirtschaftliche und militärische 
Zusammenarbeit mit anderen westlichen Ländern davon abhängig machen, 
dass diese ebenfalls ihre wirtschaftliche Kooperation mit China reduzieren. 
Im Jahr 2024 lag Chinas Anteil an der weltweiten Produktionskapazität von 
Photovoltaikmodulen und Batteriezellen über 80 %, bei Windturbinen über 
60 % und bei Elektrolyseuren bei über 50 %.

Auf dem Weg zu einem Transformationsstaat?

Unsere Analyse zeigt, dass sich der aus dem Umweltstaat hervorgehende 
Dekarbonisierungsstaat als aktuelles sozial-ökologisches »Gesicht« des libe-
ral-kapitalistischen Staates auf wackligem Fundament entwickelt, da sein 
Ziel, kapitalistische Gesellschaften zu dekarbonisieren, seine eigene Funk-
tionsfähigkeit untergräbt. Doch Dekarbonisierung ist nicht nur eine weite-
re historische Aufgabe, die der Staat in sein Funktionsrepertoire aufnimmt. 
Letztlich ist die monumentale Herausforderung, das Betriebssystem des ka-
pitalistischen Staates grundlegend zu verändern, ohne es herunterzufahren 
und neu zu starten. Es ist keineswegs sicher, ob der liberal-kapitalistische 
Staat, wie wir ihn kennen, ohne fossile Energiequellen weiterbestehen kann. 
Dies eröffnet zwei grundlegende Forschungsperspektiven hinsichtlich der 
zukünftigen Entwicklung des Staates: eine analytische und eine normative.
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Aus analytischer Perspektive muss untersucht werden, wie sich die Span-
nungen und Widersprüche zwischen Dekarbonisierung als neuer Staatsauf-
gabe und den bestehenden Staatsfunktionen dynamisch und systemisch 
entfalten. Wichtige Fragen sind: Unter welchen Bedingungen führt die De-
karbonisierung zu gravierenden staatlichen Funktionsstörungen, und unter 
welchen Bedingungen können sich die Funktionen selbst neu ausrichten und 
möglicherweise an die Bedingungen einer postfossilen Gesellschaftsordnung 
anpassen? Lässt sich beispielsweise das Verhältnis von Wachstums- und Le-
gitimationsfunktion unter den Bedingungen einer sich verschärfenden Kli-
ma- (und Wachstums-)Krise so verschieben, dass Legitimität nicht mehr 
aus wirtschaftlichem Wachstum abgeleitet wird, sondern aus der Sicherung 
grundlegender Versorgungssysteme und der Wiederherstellung geschädigter 
Ökosysteme? Sind Dynamiken des liberal-kapitalistischen Staates und »sei-
ner« Gesellschaften strukturell auf die Nutzung fossiler Energie angewiesen 
oder gibt es Alternativen? Was bedeutet es, wenn eine Verschärfung der Kli-
makrise die stabilisierende Funktion des Wirtschaftswachstums untergräbt, 
ohne dass ein anderer stabilisierender Mechanismus entsteht?

Um diese Fragen empirisch zu untersuchen, sind Studien erforderlich, 
die die große Vielfalt der Dekarbonisierungsstrategien in verschiedenen 
Ländern und Regionen (einschließlich nicht-westlicher und nicht-libera-
ler Staaten wie China) systematisch und vergleichend untersuchen und die 
Handlungsfähigkeit, Charakteristika und spezifischen Varianten des Dekar-
bonisierungsstaates herausarbeiten. Zudem ist es wichtig, die Rolle interna-
tionaler politischer, wirtschaftlicher und technologischer Faktoren wie etwa 
Handelspolitiken oder die Möglichkeit zum Technologietransfer zu verstehen, 
die die Formulierung und Umsetzung spezifischer Dekarbonisierungsstrate-
gien beeinflussen. Darüber hinaus bedarf es empirischer Studien, inwieweit 
die Spannungen zwischen Dekarbonisierung und staatlichen Funktionen auf 
unterschiedliche Weise zum Tragen kommen und entweder die Dekarboni-
sierungsbemühungen hemmen oder in einigen Fällen den Kipppunkt be-
stimmter Sektoren hin zu dekarbonisierter Produktion beschleunigen, etwa 
wenn Dekarbonisierung die einzige Wachstumsoption bleibt (Kupzok/Nahm 
2024). Die funktionalen Spannungen des Dekarbonisierungsstaates werden 
zuvorderst transformative Veränderungen behindern, aber es könnten sich 
auch neue, unerwartete Dynamiken eröffnen.

Die Spannungen zwischen Dekarbonisierungsbemühungen und der Legi-
timationsfunktion des Staates sind derzeit besonders ausgeprägt angesichts 
eines globalen Trends eines Climate Backlash (Fernandes 2022; Paterson u.a. 
2023). Hier ergibt sich ein Forschungsbedarf, das Verhältnis zwischen diesen 
politischen Tendenzen und den vielfältigen, widersprüchlichen Funktionen 
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des Staates im Kontext tiefgreifender Dekarbonisierung zu untersuchen. Hin-
sichtlich der Sicherheitsfunktion braucht es Arbeiten, die die Implikationen 
zunehmend aggressiver Formen von Unilateralismus und Protektionismus 
sowie sich verschärfender geoökonomischer und geopolitischer Rivalitäten 
beleuchtet (Candeias 2023).

Aus normativer Perspektive stellt sich die Frage, unter welchen Bedingun-
gen ein Staatstyp entstehen kann, der einige dieser funktionalen Spannun-
gen entschärft und auf eine umfassendere sozial-ökologische Transforma-
tion der Gesellschaft abzielt als der eng fokussierte Dekarbonisierungsstaat. 
Der Begriff »Transformationsstaat« könnte hierfür ein passender Nenner 
sein. Eine notwendige Voraussetzung für einen solchen transformativ wir-
kenden Staat wären Maßnahmen, die nicht nur Technologien und die damit 
verbundenen Infrastrukturen zu ersetzen (shift), sondern tatsächlich den 
gesamten Durchsatz an Material- und Energiefluss der Gesellschaften effek-
tiv verringern (avoid).

Die Entstehung eines Transformationsstaates ergibt sich nicht zwangs-
läufig aus den strukturellen Grenzen des Dekarbonisierungsstaates. Vielmehr 
erscheint ein solcher Staat unter den gegenwärtigen kapitalistischen politi-
schen und sozioökonomischen Bedingungen unwahrscheinlich. Angesichts 
der Notwendigkeit einer substanziellen und nachhaltigen Reduktion globaler 
Energie- und Materialflüsse zur Begrenzung der ökologischen und insbeson-
dere der Klimakrise betrachten wir es jedoch als zentrale Aufgabe kritischer 
Sozialwissenschaft, die Möglichkeiten für die Entstehung eines Transforma-
tionsstaates auszuloten. Dies bedeutet, Strategien und sich verändernde ge-
sellschaftliche Bedingungen zu analysieren, damit zentrale Staatsfunktionen 
transformiert und tiefgreifende sozial-ökologische Transformationen einge-
leitet werden können. Solche Transformationsprozesse müssten attraktive 
Perspektiven auf postfossilen gesellschaftlichen Wohlstand bieten.

Entsprechend sind zentrale Fragen für Wissenschaft und Politik, wie ge-
sellschaftliche Grenzen innerhalb planetarer Grenzen gesetzt und eingehalten 
werden: Etwa durch die Machtbegrenzung oder gar den Rückbau etablier-
ter Industrien, indem Entscheidungsprozesse auch im Bereich der Produk-
tion und Verteilung demokratisiert werden oder Wohlfahrt unabhängig 
vom Wachstumsimperativ gesichert wird (Steinberger u.a. 2024). Beson-
ders vielversprechend erscheint eine Entkopplung der Legitimationsfunk-
tion von der Wachstumsfunktion durch den Ausbau bedürfnisorientierter 
Sozial- und Versorgungssysteme (Koch 2022) und durch die Entwicklung 
ausgefeilterer Instrumente der öffentlichen Deliberation und demokrati-
schen Entscheidungsfindung jenseits des traditionellen Parlamentarismus 
(Durand u.a. 2024).
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Bislang existiert jedoch weder eine weithin akzeptierte gesellschaftliche 
Vision, noch sind die entsprechenden gesellschaftlichen Akteure und Stra-
tegien vorhanden, die die Entwicklung eines solchen Transformationsstaa-
tes vorantreiben könnten. Ansätze wie Degrowth, Suffizienz und Gerechtig-
keit, Just Transition, Dekolonialisierung, sozial-ökologische Infrastrukturen, 
post-wachstumsorientierte Industriepolitik, feministische Degrowth-Vi-
sionen, Kreislaufwirtschaft oder demokratisch und staatlich geleitete öko-
logische Wirtschaftsplanung mit verschiedenen Eigentumsformen jenseits 
Privateigentums werden zwar intensiv diskutiert (Görg u.a. 2023; Dorn u.a. 
2022; Bärnthaler u.a. 2025), ihre Durchsetzungskraft für eine weitreichende 
sozioökonomische Neuordnung bleibt jedoch begrenzt. Die analytische und 
politische Herausforderung besteht darin, die widersprüchlichen Dynamiken 
des Dekarbonisierungsstaates und seiner Grenzen zu verstehen, um geeig-
nete Strategien für eine Produktions- und Lebensweise innerhalb planeta-
rer und gesellschaftlicher Grenzen formulieren zu können (Brand u.a. 2021).
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träge des Bandes knüpfen in diesem Sinne an Kra-
cauers fi lm- und gesellschaftskritisches Denken an.

IfS Aus der Reihe

Leonie Hunter / Felix Trautmann (Hg.)Leonie Hunter / Felix Trautmann (Hg.)

Stephan Lessenich / Thomas Scheff er (Hg.)
Gesellschaften unter Handlungszwang
Existenzielle Probleme, Normalität und Kritik
IfS Aus der Reihe 2
128 S. | Pp. | Fh. | 11 x 17 cm | € 15,- [D] / € 15,40 [A]

Klimawandel, Armutsmigration, Krieg: Wir stehen vor 
einer ganzen Reihe existenzieller Probleme, die spät-
moderne Gesellschaften ebenso herausfordern wie 
deren Gesellschaftswissenschaften – und beide allem 
Anschein nach überfordern. Der Band fragt danach, 
wie der Problemschwere überhaupt Rechnung zu tra-
gen wäre und was die Realisierung der großen Fragen 
unserer Zeit (bisher) verhindert.
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Sabine Flick / Hans Goerdten / Julia König / 
Miriam Pietras / Stella Schäfer (Hg.)
Sexualität in Gesellschaft
Kontinuitäten und Brüche kritischer Sexualforschung
IfS Aus der Reihe 6 
ca. 208 S. | Pp. | Fh. | 11 x 17 cm | € 18,- [D] / € 18,50 [A]

Nach wie vor erweist sich Sexuelles als Stein des 
Anstoßes, an dem sich Auseinandersetzungen um 
das gute und ›richtige‹ Leben entzünden. Welches 
Verhältnis lässt sich zwischen ›dem Sexuellen‹ und 
›der Gesellschaft‹ beobachten? Welche Konstellatio-
nen lassen sich anhand unterschiedlicher Sujets des 
Sexuellen bestimmen?

Annette Hilscher / Minna Ruokonen-Engler (Hg.)
Feldverhältnisse
Irritation und Erkenntnis im Forschungsprozess
IfS Aus der Reihe 4
224 S, | Pb. | Fh. | 11 x 17 cm | € 18,- [D] / € 18,50 [A]

Die qualitativ-interpretative Forschungspraxis wird 
von Irritationen, Staunen und ›Stolpern‹ begleitet. 
Welche Perspektiven eröff nen sich, wenn wir unseren 
Blick genau auf die Momente des Infragestellens rich-
ten? Inwiefern werden die akademische Wissenspro-
duktion und ihre Methoden durch die Menschen, 
denen wir im Feld begegnen, und ihr Feldwissen 
herausgefordert? 

IfS Aus der Reihe

Annette Hilscher / Minna Ruokonen-Engler (Hg.)Annette Hilscher / Minna Ruokonen-Engler (Hg.)

Christina Engelmann, Lena Reichardt, Bea S. Ricke, 
Sarah Speck, Stephan Voswinkel (Hg.)
Im Schatten der Tradition
Eine Geschichte des IfS aus feministischer Perspektive
IfS Aus der Reihe 5 
256 S. | Pp. | Fh. | 11 x 17 cm | € 18,- [D] / € 18,50 [A]

Der Band wirft einen feministischen Blick auf die 
100-jährige Geschichte des Frankfurter Instituts für 
Sozialforschung (IfS) und beleuchtet die ambivalenten 
Ein- und Ausschlüsse von Frauen sowie Modi der 
Arbeitsteilung und damit einhergehende (Un-)Sicht-
barkeiten in der Wissenschaft im Allgemeinen und am 
Institut im Besonderen.



Fabian Georgi
Grenzen und 
Bewegungsfreiheit 
Eine kritische Einführung
320 Seiten | 36 Abb.
Paperback | Fadenheftung
12,5 x 19,5 cm
ISBN 978-3-86505-780-8
€ 19,- [D]  [D] / € 19,60 [A]
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Seit rund vier Jahrzehnten schottet sich Europa gegenüber Flucht und 
Migration ab. Getrieben vom Aufschwung rechtsautoritärer Kräfte, un-
terstützen auch Parteien der »Mitte« eine Migrationspolitik weit jenseits 
grund- und menschenrechtlicher Standards. 

Zugleich sind nach wie vor viele Menschen schockiert über die jährlich 
Tausenden Toten an den europäischen Grenzen und zornig angesichts der 
moralischen Kälte, mit der Deutschland und die EU ihre Migrationskon-
trollen an Diktaturen und Milizen delegieren. Und immer noch wissen und 
kritisieren viele im Globalen Norden, dass an den hochgerüsteten Grenzen 
ihre eigene, privilegierte Lebensweise gegen jene verteidigt wird, die in 
der Geburtsort-Lotterie weniger Glück hatten als sie selbst.

Fabian Georgi diskutiert vor diesem ambivalenten Hintergrund die Idee 
»globaler Bewegungsfreiheit« als emanzipatorisches Projekt und als Kern-
bestandteil sozial-ökologischer Transformation. Ausgehend von der Rolle 
von Grenzen im Kapitalismus und einer materialistischen Ethik der Mi-
gration setzt er sich mit Problemen und Herausforderungen der konkreten 
Utopie off ener Grenzen auseinander: Was sind die Bedingungen und Kon-
sequenzen einer Politik der Bewegungsfreiheit? Was wären Ansatzpunkte 
für praktisches Handeln?


